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Text 

Anspruchsberechtigung 

§ 2. (1) Anspruch auf den Familienzeitbonus hat ein Vater (Adoptivvater, Dauerpflegevater) für sein 
Kind (Adoptivkind, Dauerpflegekind), sofern 

 1. für dieses Kind Anspruch auf Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 
(FLAG 1967), BGBl. Nr. 376, besteht und Familienbeihilfe für dieses Kind tatsächlich bezogen 
wird, 

 2. er, das Kind und der andere Elternteil den Mittelpunkt der Lebensinteressen im Bundesgebiet 
haben, 

 3. er sich im gesamten Anspruchszeitraum in Familienzeit (Abs. 4) befindet, 

 4. er, das Kind und der andere Elternteil im gemeinsamen Haushalt leben (Abs. 3), 

 5. er in den letzten 182 Tagen unmittelbar vor Bezugsbeginn durchgehend eine in Österreich 
kranken- und pensionsversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit tatsächlich ausgeübt sowie in 
diesem Zeitraum keine Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erhalten hat, wobei sich 
Unterbrechungen von insgesamt nicht mehr als 14 Tagen nicht anspruchsschädigend auswirken, 

 6. er, das Kind und der andere Elternteil sich nach §§ 8 und 9 des Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetzes (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, oder nach § 54 des Asylgesetzes 2005 
(AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005 idF BGBl. I Nr. 87/2012, rechtmäßig in Österreich 
aufhalten, es sei denn, es handelt sich um österreichische Staatsbürger oder Personen, denen Asyl 
nach dem AsylG 2005 gewährt wurde, oder Personen, denen der Status des subsidiär 
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Schutzberechtigten nach dem AsylG 2005 zuerkannt wurde und für die kein Anspruch auf 
Leistungen aus der Grundversorgung oder Mindestsicherung besteht. § 2 Abs. 1 letzter Absatz 
Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), BGBl. I Nr. 103/2001, ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Der Familienzeitbonus kann pro Geburt nur einmal bezogen werden. Ein gleichzeitiger Bezug 
von Familienzeitbonus und Kinderbetreuungsgeld durch dieselbe Person ist ausgeschlossen. 

(3) Ein gemeinsamer Haushalt im Sinne dieses Gesetzes liegt nur dann vor, wenn der Vater, das 
Kind und der andere Elternteil in einer dauerhaften Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft an derselben 
Wohnadresse leben und alle drei an dieser Adresse auch hauptwohnsitzlich gemeldet sind. Eine höchstens 
bis zu zehn Tagen verspätet erfolgte Hauptwohnsitzmeldung des Kindes an dieser Wohnadresse schadet 
nicht. 

(3a) Bei einem medizinisch indizierten Krankenhausaufenthalt des Kindes wird bei persönlicher 
Pflege und Betreuung des Kindes durch den Vater und den anderen Elternteil im Mindestausmaß von 
jeweils durchschnittlich vier Stunden täglich ausnahmsweise der gemeinsame Haushalt im Sinne des 
Abs. 3 angenommen. Ein solcher Krankenhausaufenthalt des Kindes steht dem Vorliegen einer 
Familienzeit nach Abs. 4 nicht entgegen. 

(4) Als Familienzeit im Sinne dieses Gesetzes versteht man den Zeitraum zwischen 28 und 31 Tagen 
(§ 3 Abs. 2), in dem sich ein Vater aufgrund der kürzlich erfolgten Geburt seines Kindes ausschließlich 
seiner Familie widmet und dazu die Erwerbstätigkeit (Abs. 1 Z 5) unterbricht, keine andere 
Erwerbstätigkeit ausübt, keine Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung sowie keine 
Entgeltfortzahlung aufgrund von oder Leistungen bei Krankheit erhält. 

(5) Eine Frau, die gemäß § 144 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches, JGS Nr. 946/1811, 
Elternteil ist, gilt als Vater im Sinne dieses Gesetzes. In Zweifelsfällen hat das Vorrecht auf den 
Familienzeitbonus derjenige Elternteil, der den Antrag zuerst gestellt hat, sonst derjenige Elternteil, der 
das Kind im Anspruchszeitraum nicht überwiegend betreut. 

(6) Unter dem Begriff Dauerpflege versteht man eine auf Dauer angelegte Pflege eines Kindes von 
zumindest mehr als 182 Tagen. 

(7) Als der Ausübung einer kranken- und pensionsversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit 
gleichgestellt gelten Zeiten der vorübergehenden Unterbrechung dieser zuvor mindestens 
182 Kalendertage andauernden Erwerbstätigkeit zum Zwecke der Kindererziehung während 
Inanspruchnahme einer Karenz nach dem Väter-Karenzgesetz (VKG), BGBl. Nr. 651/1989, bis maximal 
zum Ablauf des zweiten Lebensjahres eines Kindes. 
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